
3 – 2014 Deutsche Polizei  1

750-mal wird aus A 9 nun A 10 und 
ebenso oft aus A 10 dann A 11. Diese 
1500 Beförderungsmöglichkeiten on top, 
die ein Volumen von zirka acht Millionen 
Euro pro Jahr haben, freuen uns enorm 
für die Kolleginnen und Kollegen.

Daneben wurde aufgrund unserer 
Initiative mit dem Innenminister ver-
einbart, die rund 250 000 angefallenen 
Castor-Bereitschaftsstunden in Frei-
zeit zu vergüten und Bereitschaftszei-
ten künftig bei allen geschlossenen 
Einsätzen eins zu eins anzurechnen.

Auch sind unsere Vorschläge nach 
Verbesserung der Situation unseren 
Kolleginnen und Kollegen im Tarif- 
und Verwaltungsbereich auf offene 
Ohren gestoßen. In dieser Angelegen-
heit ist derzeit eine landesweite Ar-
beitsgruppe tätig. Auch beim Thema 
Beurteilungen wurde aufgrund unse-
rer Forderungen eine AG installiert.

Darüber hinaus gibt es Entwicklun-
gen, die wir ebenfalls bejahen: Das Per-
sonalvertretungsrecht in Niedersach-
sen soll überarbeitet und verbessert 
werden. Das Gesundheitsmanagement 
für die Polizei wird konsequent fortge-
führt und ausgebaut. Und die Höhe des 
Tarifergebnisses für den Bereich des 
TV-L bewerten wir als erforderlich und 
zufriedenstellend gleichermaßen. Aller-
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Bilanz nach einem Jahr Rot-Grün: 
Aus gut kann immer noch besser werden

Zeugnisse und Beurteilungen 
auszustellen, ist eine schwierige 
Aufgabe. Kaum jemand kann das 
besser beurteilen als wir in der 
Polizei. Trotzdem wollen wir als 
größte Interessenvertretung der 
Polizeibeschäftigten der am 
19. Februar 2013 vereidigten neuen 
rot-grünen Landesregierung ein erstes 
Arbeitszeugnis ausstellen – auch, um 
noch anstehende Aufgaben für die 
politisch Verantwortlichen zu formu-
lieren. Hierbei geht es weniger um 
konkrete Schulnoten als vielmehr um 
einige grundsätzliche Einschätzungen 
der bisherigen Handlungsweisen und 
Ergebnisse, insbesondere natürlich 
im Bereich der inneren Sicherheit.

Als erstes änderten sich im Innenmi-
nisterium die Personen an der Spitze 
und mit ihnen Ton und Umgang. Was 
zunächst so simpel klingt, hat die „Un-
ternehmenskultur“ jedoch jetzt schon 
nachhaltig positiv verändert. Die kri-
tisch-konstruktive Kooperation von 
Hauptpersonalrat und GdP einerseits 
sowie Ministeriumsspitze andererseits 
wird von oberster Stelle nicht mehr be-
kämpft, sondern inzwischen geachtet 
und gefördert. Genauso stellen wir uns 
das vor und auf diese Weise lassen sich 
zudem Resultate im Sinne der Kolle-
ginnen und Kollegen erzielen.

Ein besonders wichtiger Schritt des 
neuen Innenministers war die rasche 
Willensbekundung, den begrenzen-
den A11-Erlass schleunigst abzu-
schaffen. Das  fatale Instrument der 
Demotivation wird daher schnellst-
möglich beseitigt. Das findet die un-
eingeschränkte Zustimmung der GdP, 
die in dieser Frage als einzige Berufs-
vertretung standhaft war.

Ein weiterer Erfolg der GdP-Arbeit 
und darum selbstverständlich positiv zu 
bewerten, sind die für 2014 anstehenden 
zusätzlichen Beförderungen, die die Re-
gierungsfraktionen beschlossen haben: 

dings mussten die Beamtinnen und Be-
amten einen entscheidenden Einschnitt 
hinsichtlich der Übertragung des Ergeb-
nisses hinnehmen: Das Land gewährte 
zwar die volle Erhöhung der Bezüge, 
der zweite Schritt wurde jedoch bis zum 
1. Juni 2014 verzögert, was wir als GdP 
nach wie vor kritisieren.

Kritisch sehen wir weiterhin die 
Bestrebungen einer geplanten Kenn-
zeichnungspflicht für Polizistinnen 
und Polizisten sowie die Pläne für 
eine Beschwerdestelle. 

An der gestiegenen Gewalt gegen 
Polizeikräfte knüpft die Forderung 
der GdP an, die freie Heilfürsorge für 
alle Polizeibeamtinnen und -beamten 
wieder einzuführen. Dies ist nach un-
serer Auffassung der Fürsorgepflicht 
des Dienstherrn geschuldet. Nach 
wie vor bleiben wir auch bei unserer 
Position nach Wiedereinführung ei-
ner Sonderzahlung (Weihnachtsgeld).

Darüber hinaus existieren weitere 
dringende Handlungsfelder wie zum 
Beispiel die verbesserte Vorbereitung 
auf den Ruhestand sowie seine stärke-
re Beachtung insgesamt. Auch struktu-
relle Verbesserungen für Schicht-
dienstleistende und ein intensivierter 
Schutz für geschlossene Einheiten sind 
ebenso notwendig wie höhere Investiti-
onen in die Liegenschaften des Landes. 

Gegebenenfalls muss über die Haus-
haltsrestriktionen durch die geplante 
Schuldenbremse sowie über die Ak-
quisition von Steuermitteln diskutiert 
werden. 

Das endgültige Zeugnis für Rot-
Grün ist damit natürlich noch nicht ge-
schrieben, aber es sind auch noch fast 
vier Jahre Zeit, um den berechtigten 
Forderungen der GdP für die Polizei 
nachzukommen. Dann steht unsere 
Abschlussbilanz an, die wir ebenso 
differenziert und fachgerecht wie hier 
dargelegt vornehmen werden. Bis da-
hin bleibt als Zwischenfazit: Aus gut 
kann immer noch besser werden.

Ihr und Euer
Dietmar Schilff, 

GdP-Landesvorsitzender

Dietmar Schilff� Foto: HH
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Gut,
dass es

sie gibt.
Gewerkschaft der Polizei

12. März: Deine Stimme ist 
gefragt – Du hast die Wahl!

Wer hilft, wenn es Probleme gibt 
beim Praktikumsplatz oder mit den 
Lehrkräften? Wer kümmert sich, wo-
hin die Reise nach der Ausbildung 
geht? Wer nimmt Einfluss, damit es 
im Studium richtig läuft?

Auf all diese Fragen gibt es eine Ant-
wort: Deine JAV, die Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung der Polizeiaka-

Aktive der GdP und der JAV setzen sich 
gemeinsam ein.� Foto: Alexandra Roth

demie Niedersachsen. Am 12. März 
2014 ist es wieder soweit, die JAV wird 
für zwei Jahre gewählt. Gemeinsam 
mit dem Personalrat ist sie die Interes-
senvertretung der Studierenden. Sie 
kümmert sich speziell um ihre Situation 
und sorgt dafür, dass die Anliegen der 
jungen Polizeibeschäftigten, die sich 
im Studium befinden, mit Kompetenz, 
Fantasie und Power vertreten werden. 
Und weil diese Arbeit so wichtig ist, un-
terstützt Eure GdP mit der JUNGEN 
GRUPPE dieses Engagement in allen 
Lebenslagen. Denn mit einem starken 
Partner an seiner Seite kann man jede 
Herausforderung bewältigen!

Eine hohe Wahlbeteiligung stärkt 
Deine JAV im Kampf um Deine Inter-
essen. Unterstütze darum Deine Kol-
leginnen und Kollegen, die sich für 
Dich engagieren wollen, und wähle 
am 12. März GdP! 

SG

Festakt der Polizei

677 Anwärter/-innen vereidigt 

In einem Festakt vor zirka 3000 Gäs-
ten und Familienangehörigen wurden 
Ende Januar 677 junge Kolleginnen 
und Kollegen in Hannover vereidigt. 
Der Innenminister gab damit ein deut-
liches Bekenntnis zur Notwendigkeit 
öffentlicher Vereidigungen ab.

Pistorius verdeutlichte den Polizei-
kommissaranwärtern/-innen, dass die 

Rolle der Polizei 
in Niedersachsen 
die einer Bürger-
polizei ist.

Die 677 Kolle-
ginnen und Kol-
legen haben im 
Oktober 2013 ihr 
Studium an den 
Polizeiakademie-
Standorten Nien-
burg, Oldenburg 
und Hann. Mün-
den aufgenom-
men.

Die GdP Nie-
dersachsen gra-
tuliert allen An-
wärtern/-innen 
und wünscht Ih-

nen eine erfüllte berufliche Zukunft. 
Vertreten wurde die GdP durch den 
stellvertretenden Landesvorsitzenden 
Jörg Mildahn. 

Die Vereidigung in der Swiss Life 
Hall in Hannover war die letzte für 
den Direktor der Polizeiakademie Nie-
dersachsen, Johannes-Jürgen Kaul, 
vor seiner Pensionierung.� Red.

� Foto: Polizeiakademie Niedersachsen
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FuSSball-Bundesliga

Vereine wollen Dialog mit GdP vertiefen
Nach Hannover 96 hat Ende Janu-

ar 2014 auch Eintracht Braunschweig 
auf das Schreiben der GdP Nieder-
sachsen zum Niedersachsen-Derby 
der Fußball-Bundesliga am 8. Novem-
ber 2013 reagiert.

Der GdP-Landesvorsitzende Diet-
mar Schilff hatte die beiden Vereine 
im Nachgang des Spiels aufgefordert, 
konsequente und einschneidende 
Maßnahmen zu treffen, um die einge-
setzten Polizeikräfte und die Besu-
cher derartig brisanter Begegnungen 
nachhaltig zu schützen. 

Ebenso wie zuvor Martin Kind (Prä-
sident Hannover 96) bedankte sich 
nun Soeren Oliver Voigt (Geschäfts-
führer Eintracht Braunschweig) für die 
Anregungen und verurteilte die Ge-
walttaten im Umfeld der Partien des 
Erstligisten entschieden. Seit vielen 
Jahren arbeite der Klub eng mit der 
Polizei in Braunschweig zusammen 

� Foto: Christian Hoffmann

und werde sich 
weiterhin für ei-
nen respektvol-
len Umgang mit 
ihr einsetzen. Zu-
dem würden kei-
nerlei Personen 
toleriert, die dem 
Verein schadeten 
oder kriminelle 
Handlungen be-
gingen, schrieb 
der Eintracht-Ge-
schäftsführer.

Dietmar Schilff 
begrüßte die kla-
ren Worte. „Wir freuen uns über die 
Aussagen des Vereins. Genau wie 
beim Hinspiel in Hannover werden wir 
als GdP beim Rückspiel in Braun-
schweig Anfang April wieder eine Ein-
satzbetreuung für die Kolleginnen und 
Kollegen organisieren, um uns selbst 

ein Bild über die Arbeit vor Ort zu ma-
chen“, sagte der Landesvorsitzende. 

Das Angebot beider Derby-Geg-
ner, den Dialog mit der GdP Nieder-
sachsen fortzuführen und zu intensi-
vieren, werde darüber hinaus gerne 
angenommen, betonte er.� CH

Anzeige
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Dienstpostenkonzept

Landesarbeitsgruppe A 11  legt Bericht vor
 Die neue Landesregierung hat mit 

der Einsetzung der LAG „Dienstpos-
tenbewertung Bes.Gr. A 11“ und der 
Ankündigung eines Hebungspro-
grammes 2014 (750 Hebungen von 
A 9 nach A 11), aus dem 750 Beförde-
rungen nach A 10 und 750 Beförderun-
gen nach A 11 resultieren, auf Forde-
rungen der GdP reagiert. Der nunmehr 
vorliegende Abschlussbericht ent-
spricht überwiegend diesen Forderun-
gen und korrespondiert weitgehend 
mit dem  GdP-Attraktivitätsprogramm, 
insbesondere durch die gesetzliche 
Umsetzung des GdP-Vorschlags der 
Einführung von Bündelungsdienstpos-
ten im Dezember 2013.

Die GdP wurde seitens des LPP die 
Möglichkeit der Stellungnahme gege-

ben, von der die GdP auch Gebrauch 
gemacht hat.       

•  Für die Gewerkschaft der Polizei 
ist A 11 kein Spitzenamt im „gehobe-
nen“ Dienst der Polizei. 

• Es muss für jeden/jede Polizei-
beamten/-in möglich sein, in einem an-
gemessenen Zeitraum nach A 11 beför-
dert zu werden. Festgeschriebene Be- 
wertungen im Dienstpostenanteil A 11 
heben dieses Prinzip auf, limitieren den 
Zugang, verschlechtern die Perspekti-
ve und behindern eine sinnvolle Perso-
nalentwicklung. Das war und bleibt die 
Auffassung der GdP. 

• Eine weitere zeitnahe Stellenanhe-
bung in den Besoldungsgruppen A 10/ 
A 11 ist erforderlich, um die  völlig un-
befriedigenden Standzeiten abzubau-

en. Langfristig  ist sicherzustellen, dass 
bei Anerkennung von Eignung und 
Leistung jede/r Polizeibeamter/-in 
mindestens pensionsberechtigt mit 
A 11 in den Ruhestand eintreten kann. 

• Außerdem muss vor allem der Ab-
bau der überlangen Wartezeiten von 
A 9 nach A 10 erfolgen. 

Die GdP bleibt allerdings bei ihrer 
Auffassung, dass auf die sogenannten 
„organisationswesentlichen Dienstpos-
ten“ verzichtet werden sollte. Die An-
zahl der Beförderungsmöglichkeiten 
bei einem Stellenanteil von  17,36 Pro-
zent  im Bereich A 11 nach dem Stel-
lenhebungsprogramms ist zu gering, 
führt zu unerträglich langen Standzei-
ten innerhalb der Besoldungsgruppen 
A 10/A 11 und wird der Aufgaben-

Kommentar

Im September 2010 trat der A11-
Dienstpostenbegrenzungserlass mit 
seinen negativen Auswirkungen in 
Kraft. Die vorhandenen 2359 Planstel-
len wurden als sogenannte Sockel-
dienstposten festzementiert und es 
gab aufgrund des Erlasses keine einzi-
ge A11-Planstelle mehr. Das bedeute-
te, dass grundsätzlich nur noch dieje-
nigen A 11 werden konnten, denen 
ein solcher Dienstposten übertragen 
wurde. Alle anderen, egal wie sie be-
urteilt waren oder welche Leistung sie 
erbrachten, hatten und hätten auch 
zukünftig so gut wie keine Chance 
mehr. Diese Regelung ließ jegliche 
Wertschätzung der polizeilichen Ar-
beit vermissen.

Die Initiatoren dieses Erlasses war-
ben entgegen fast aller Expertenmei-
nungen, gegen die weit überwiegen-
de Mehrzahl der Kollegen/-innen 
sowie gegen das eindeutige Votum 
der niedersächsischen Polizeiperso-
nalvertretungen für ihr Konzept und 
der damalige Innenminister Schüne-
mann setzte dieses dann auch um. 
Selbst Kompromissangebote des Poli-
zeihauptpersonalrates und der GdP 
haben Schünemann nicht von seiner 
starren Auffassung abbringen kön-
nen. Alle dargelegten Begründungen 
für die Notwendigkeit des Erlasses 
waren Scheinargumente und führten 

dazu, dass die Polizei gespalten wur-
de. Auch wenn die Polizei sich mit 
den neuen Gegebenheiten abfinden 
und auch die Personalvertretungen 
mit dem Konzept umgehen mussten, 
hatte für die GdP die Wiederherstel-
lung von Gerechtigkeit und somit die 
Rücknahme des A11-Begrenzungs-
konzeptes weiterhin oberste Priorität. 
Die letzten Jahre haben wir die vie-
len eingetretenen negativen Folgen, 
Verletzungen, Ungerechtigkeiten 
und Unzulänglichkeiten des Erlasses 
aufgezeigt. Es waren letztlich aus-
schließlich unsere Argumente im Sin-
ne der Kollegenschaft, die die neue 
Landesregierung von SPD und Grü-
nen überzeugten. Mit der Entschei-
dung von Innenminister Pistorius, den 
alten Erlass abzuschaffen, gibt es jetzt 
wieder für alle Exekutivbeamten/-in-
nen die Möglichkeit, A 11 zu werden 
und die voraussichtliche Halbierung 
der festgeschriebenen Dienstposten 
sowie die 750 zusätzlichen Beförde-
rungsmöglichkeiten nach A 11 helfen 
dabei.

Eine Arbeitsgruppe hat nunmehr 
neue Rahmenbedingungen erarbeitet. 
Die GdP hat die Ausführungen bewer-
tet und wie vereinbart dem Landespo-
lizeipräsidium zugeleitet. Auch wenn 
die GdP weiterhin der Auffassung ist, 
dass es eigentlich keine festgeschrie-

benen A11-Dienstposten geben muss 
und die beschriebenen herausgeho-
benen  A11-Funktionen mit A 12 rich-
tig bewertet wären, sehen wir das Ar-
beitsgruppenergebnis grundsätzlich 
positiv. Auch mit der gesetzgeberi-
schen Umsetzung der Dienstposten-
bündelung A 9 bis A 11 ist man der 
GdP-Argumentation gefolgt. Die Pro-
bleme, die jetzt bei der erneuten Um-
steuerung möglicherweise auftauchen, 
können im intensiven Austausch zwi-
schen den Personalvertretungen, der 
GdP und dem Landespolizeipräsidium 
sowie dem Innenminister gelöst wer-
den.

Fest steht, dass nur die GdP es war, 
die trotz Anfeindungen derjenigen, 
die jetzt so tun, als hätten sie mit zum 
Erfolg beigetragen, standhaft geblie-
ben ist. Fest steht auch, dass nun-
mehr wieder jeder Dienstposten mit 
A 11 bewertet ist und die jetzigen 
„Sockel-Dienstposteninhaber“ kei-
nerlei Nachteile haben. Zukünftig 
können zirka 2000 Kolleginnen und 
Kollegen aus allen Bereichen der Po-
lizei wieder A 11 werden, die es mit 
dem alten Erlass nie mehr hätten 
werden können. Das ist eine sehr 
gute Entscheidung für alle und ein 
Riesenerfolg. Die GdP bleibt weiter 
am Ball, damit es noch mehr werden.

Dietmar Schilff
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Erfahrung gestaltet Zukunft
Zur Unterstützung und Förderung 

der Seniorenarbeit findet alle vier 
Jahre eine Bundesseniorenkonferenz 
so rechtzeitig vor dem Bundeskon-
gress statt, dass die Anträge bezie-
hungsweise Beschlüsse zum GdP-
Bundeskongress eingereicht werden 
können. Aus diesem Grund wird am 
10. und 11. März 2014 unter dem 
Motto „Erfahrung gestaltet Zukunft“ 
die siebte Bundesseniorenkonferenz 
in Potsdam durchgeführt.

Am 9. März ist Anreisetag und zudem 
die letzte Sitzung des amtierenden Bun-
desseniorenvorstandes. Insgesamt 111 
Mandatsdelegierte aus allen Bundeslän-
dern, der Bundespolizei und dem BKA 
sowie der Bundesseniorenvorstand neh-
men an der Konferenz teil. Von der GdP 
Niedersachsen werden acht Mandatsde-
legierte (aus jeder Bezirksgruppe), der 
Landesseniorenvorsitzende (gehört dem 
Bundesseniorenvorstand an) sowie Rudi 
Refinger als Ehrengast dabei sein.

Nach dem Tätigkeitsbericht des 
Bundesseniorenvorsitzenden Anton 
Wiemers über die vergangenen vier 
Jahre werden am 10. März die Wahlen 
zum Geschäftsführenden Bundessenio-
renvorstand (GBSV) stattfinden. Erst-
mals wird der GBSV aus fünf Kollegin-
nen und Kollegen bestehen: dem 
Vorsitzenden, zwei Stellvertretern so-
wie dem Schriftführer und einem Stell-
vertreter. Diese Aufstockung von drei 
auf fünf war längst überfällig, um die 
vielfältigen und umfangreichen Aufga-
ben der Seniorenarbeit sachgerecht im 
Sinne der Mitglieder ehrenamtlich be-
wältigen zu können. Von den GdP-Mit-

gliedern gehören zurzeit (Tendenz 
steigend durch den demografischen 
Wandel) zirka 20 Prozent der Senioren-
gruppe an. Sie tritt für die Interessen 
ihrer Mitglieder und die Verbesserung 
der gesellschaftlichen, wirtschaftli-
chen, ökologischen, sozialen und kul-
turellen Rahmenbedingungen ein.

Nur wenn die ehemaligen Beschäf-
tigten der Polizei oder polizeinaher Ein-
richtungen (sogenannte Seniorinnen 
und Senioren) von der GdP als „voll-
wertige“ GdP-Mitglieder angesehen 
und behandelt werden, ist gesichert, 
dass die Mitgliederzahl in diesem Be-
reich ansteigen und nicht abfallen wird. 

Nach den Wahlen werden dann die 
Delegierten die seitens der Landes- und 
Bezirksseniorengruppen eingereichten 
Anträge sowie einen Leitantrag beraten 
und entscheiden. Davon hängt ab, ob 
das jeweilige Ansinnen dem GdP-Bun-
deskongress, der vom 10. bis 12. No-
vember 2014 stattfindet, vorgelegt wird.

Im Leitantrag wird unter anderem 
gefordert, dass die Gewerkschaften auf 
allen Ebenen die Betreuung ihrer im 
Ruhestand befindlichen Mitglieder als 

Gesamtaufgabe verstehen und danach 
handeln. Als künftige Themenschwer-
punkte werden die Bereiche Gesund-
heitspolitik, Versorgung und Betreu-
ung älterer Menschen, Qualifizierung 
für Aufgaben in der Seniorenarbeit und 
die Intensivierung der Beratung älterer 
Mitglieder benannt. 

Von den der Bundesseniorenkonfe-
renz zur Beratung vorliegenden 36 An-
trägen wurden 14 von der Senioren-
gruppe der GdP Niedersachsen 
eingereicht. Die Anträge beinhalten vor 
allem folgende Zielrichtungen:
– �die Wiederherstellung der Einheit 

beim Besoldungs-, Versorgungs- und 
Laufbahnrecht

– �die Möglichkeit der Altersteilzeit für 
alle Beamtinnen und Beamte 

– �das Verbot des weltweiten Handels 
von Grundnahrungsmitteln an den 
Börsen 

– �ein Verbot von Privatisierungen bei 
der Wasserversorgung

– �die Garantie einer menschenwürdi-
gen Pflegebetreuung für alle Bürge-
rinnen und Bürger

– �Entwicklung von Strategien zur Be-
kämpfung der Kriminalität in den Be-
reichen des illegalen Organhandels, 
Gewalt gegen Hilflose und Pflegebe-
dürftige sowie unnötige Einschrän-
kungen von Freiheitsrechten Pflege-
bedürftiger, Fälschungen von und 
Betrug mit Arzneimitteln sowie Wett-
betrug und Korruption in den Sport-
verbänden.
Das Motto „Erfahrung gestaltet Zu-

kunft“ sollte ein wesentliches Leitmotiv 
innerhalb der Gewerkschaft der Polizei 
sein. 

Erwin Jark, 
Landesseniorenvorsitzender

Erwin Jark � Foto: Christian Hoffmann

senioren

wahrnehmung durch unsere Kollegin-
nen und Kollegen und damit den An-
forderungen unseres Berufes nicht 
gerecht. Nach wie vor halten wir eine 
feste Bewertung von Dienstposten in 
der Besoldungsgruppe A 11 für ent-
behrlich. Dennoch hat sich die Landes-
arbeitsgruppe entschieden, von den 
nach den Stellenhebungen vorhande-
nen 3110 A 11-Planstellen, 1170 Dienst-
posten für „organisationswesentlich“ 
zu deklarieren und sie mit einer festen 
Planstelle zu hinterlegen. An dieser 

Stelle muss ein Austausch der Begriff-
lichkeiten vorgenommen werden. Es 
gibt keine „organisationsunwesentli-
chen“ Dienstposten in der Polizei. Zu-
treffend wäre die Verwendung der For-
mulierung „mit Stellen hinterlegte 
Dienstposten“. 

Das zukünftige Konzept folgt also 
mit den Bündelungsdienstposten und 
dem Hebungsprogramm unseren 
Grundanforderungen. Für die Zukunft 
halten wir aber an unserer Vorstellung 
fest, dass durch eine  Anhebung von 

Planstellen die sukzessive Überfüh-
rung von hinterlegten Dienstposten 
A 11 in die Bewertung A 12 erfolgt. Da-
rüber hinaus müssen neben unseren 
Anmerkungen auch die Stellungnah-
men der Behörden und Einrichtungen 
bewertet und die sicherlich auftreten-
den Probleme gelöst werden. Fest steht 
jedenfalls, dass mit der Abschaffung 
des alten begrenzenden DP-Konzepts 
ein wichtiger und richtiger Schritt wie-
der hin zu mehr Anerkennung unseres 
Berufes erfolgt ist.
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phpr 

Polizeipersonalräte – mit Pistorius im Gespräch 
Am 15. Januar 2014 kamen auf 

Einladung des Polizeihauptpersonal-
rates (PHPR) rund 120 Personal-
vertreter/-innen aus ganz Niedersach-
sen in der ZPD Hannover zusammen. 
Anwesend waren auch die Gleich-
stellungsbeauftragten der Polizei 
und die Hauptvertrauensperson der 
schwerbehinderten Menschen in der 
Polizei, Björn Meißner.

Die Tagesordnung war prall gefüllt. 
Unter anderem ging es um die ange-
spannte Haushaltssituation in den 
nächsten Jahren, die nach der Begrü-
ßung durch den Vorsitzenden des Poli-
zeihauptpersonalrates, Martin Hell-
weg, vom Landespolizeipräsidenten 
Uwe Binias mit Auswirkungen auf das 
Innenressort dargestellt wurde. Dem-
nach müssen dort in den Jahren 2015, 
2016 und 2017 pro Jahr 19,6 Millionen 
weniger ausgegeben werden. Ein er-
heblicher Teil müsse wohl die Polizei-
abteilung tragen müssen, wobei durch 
Aussagen von Ministerpräsident Weil 
feststeht, dass die Personalstärke der 
Polizei nicht betroffen sein soll. Diese 
Einsparvorgaben haben noch nichts 
mit der im Jahr 2020 einzuführenden 
Schuldenbremse zu tun, so Binias.

Als zweiter Referent stellte Frank 
Ruge, Referatsleiter 11 im Innenminis-
terium, die vor der Landtagswahl 
durch die GdP geforderten und nun-
mehr in Planung befindlichen Verbes-
serungen des niedersächsischen Per-
sonalvertretungsgesetzes dar. Das 
Gesetz soll mehr Mitbestimmung brin-
gen und die vertrauensvolle Zusam-
menarbeit stärken. Der Gesetzentwurf 
wird nach der Anhörung bei den Ge-
werkschaften und kommunalen Spit-
zenverbänden im Herbst in den Land-
tag zur Beratung eingebracht. 

Der Vorsitzende des PHPR, Martin 
Hellweg, stellte gewohnt kompetent die 
Schwerpunkte des Gremiums im letzten 
Jahr dar, lobte insbesondere die bessere 
Kommunikation und Zusammenarbeit 
im MI seit der Landtagswahl und wagte 
einen Ausblick in die Zukunft. Unter-
stützt wurde er durch den interessanten 
Vortrag zu Tariffragen der stellvertre-
tenden Vorsitzenden des PHPR, Elke 
Gündner-Ede, sowie durch einen Bei-
trag zur Mitbestimmung der Personalrä-
te in Gleichstellungsfragen von Martina 
Grellmann, Mitglied im PHPR.

Am Nachmittag referierte Innenmi-
nister Boris Pistorius zu politischen 
Schwerpunkten der Landesregierung, 

zu seinen persönlichen Vorstellungen ei-
ner modernen Polizei, zu den schon 
durchgeführten Verbesserungen sowie 
zu den geplanten oder begonnenen Pro-
jekten. Er wies aber auch auf die Proble-
me der nächsten Haushalte hin und 
machte in diesem Zusammenhang die 
eingeschränkten Handlungsmöglichkei-
ten deutlich. Besonders intensiv ging 
Pistorius auf den Bereich A11-Erlass ein.
Wortwörtlich sagte er: „In den letzten 
Monaten wurden bereits viele Themen 
aufgegriffen, welche die Polizeibeschäf-
tigten betreffen. Es sind Themen, deren 
Auswirkungen verstärkt zu Unmut und 
Frustration in den Reihen der Polizei 
geführt haben. Diese Themen wurden 
nun in mehreren Landesarbeitsgrup-
pen bearbeitet und die Personalräte 
sind dort selbstverständlich eingebun-
den. Ein sehr vordringliches Problem 
war und ist die Abschaffung des soge-
nannten A11-Erlasses. Die vorherige 
Landesregierung hat mit dieser Rege-
lung nicht nur einen großen Fehler be-
gangen, sondern sie hat auch jegliche 
Wertschätzung der polizeilichen Arbeit 
vermissen lassen. Die entsprechenden 
Reaktionen der betroffenen Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und -beamten sind 
verständlich, denn ihnen wurden da-
mals von einem Tag zum anderen 
Beförderungsperspektiven genommen, 
und das ohne Aussicht, im verbleiben-

den Berufsleben wieder eine reelle 
Chance hierauf zu erhalten. Für die 
Überarbeitung des A11-Erlasses wurde 
eine Landesprojektgruppe eingesetzt, 
die zwischenzeitlich ihren Abschluss-
bericht vorgelegt hat. Ich bin guter Din-
ge, dass im Ergebnis die wesentlichen 
Restriktionen dieser unglückseligen 
Regelung beseitigt werden.“ Diese kla-
ren und richtigen Aussagen sorgten bei 
den Anwesenden für spontanen und 
heftigen Applaus.

Darüber hinaus habe eine Arbeits-
gruppe ihre Tätigkeit begonnen, die 
Beurteilungsrichtlinien zu bearbei-
ten, so der Innenminister weiter, und 
er behandelte intensiv den Bereich 
Frauenförderung, der ihm besonders 
am Herzen liege. Er erwarte, dass 
sich Dienststelle und Personalrat da-
bei unterstützen, die berufliche 
Gleichstellung von Mann und Frau zu 
erreichen.

Innenminister Pistorius stellte die 
Wichtigkeit von Personalvertretun-
gen sowie ein gutes Betriebsklima 
heraus. Er bedankte sich bei den 
Personalvertretern/-innen ausdrück-
lich für das kooperative Miteinander 
und die engagierte Zusammenarbeit, 
die er von Anfang an erleben durfte. 
Die anwesenden Personalratsvertreter/ 
-innen quittierten die Aussagen mit 
starkem Applaus.� Red.

V. l. n. r.: Knut Lindenau, Elke Gündner-Ede, Martin Hellweg, Uwe Binias, Innenminister Boris 
Pistorius. � Foto: Dietmar Schilff
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die geänderte Ausbildung mit dem 
Weg zum Studium in der Polizei und 
dem Selbstverständnis der Beamten/ 
-innen als Bürgerpolizei unter rechts-
staatlicher Kontrolle, mit der Pflicht zu 
remonstrieren. Gerade mit Blick auf die 
NS-Vergangenheit merkte er an, dass 
Gewerkschaften die Eckpfeiler einer 
demokratischen Polizei sind. Es war 
insgesamt eine hochkarätige Diskussi-
on zur demokratischen Verantwortung 
der heutigen Polizei mit diversen, auch 
kritischen und konträren Statements. 
Insgesamt gab es viele Anregungen 
zum Weiterdenken. Gerade Polizeipas-
tor Waterstraat gelang es, mit der Erin-
nerung an die Ethik den Bezug zum 
Gedenktag des 27. Januar nicht aus 
dem Fokus zu verlieren. Man dürfe 
nicht müde werden und die Lehren 
der Vergangenheit nicht vergessen. 
Einen Radiobeitrag mit Bildern von 
der Diskussionsrunde kann auf der 
Youtube-Seite der GdP-Kreisgruppe 
Hameln-Pyrmont angesehen werden. 
Siehe  www.youtube.com/user/GdP 
Hameln � Ralf Hermes

Diskussion

Polizei als Werkzeug der Politik
Der Pyrmonter Arbeitskreis zum 

Gedenken an die Befreiung des KZ 
Auschwitz hatte am 27. Januar 2014 
in das Rathaus Bad Pyrmont geladen, 
um im Rahmen der Ausstellung 
„Ordnung und Vernichtung – die Po-
lizei im NS-Staat“ eine aktuelle Poli-
zeidiskussion zu führen. Zirka 70 
Gäste im gut gefüllten Sitzungssaal 
waren der Einladung gefolgt.

Mit der Diskussionsrunde sollte die 
Frage „Polizei als Werkzeug der Poli-
tik?“ oder  anders ausgedrückt: „Wie 
rechtsstaatlich gesichert und selbst-
bewusst ist die Polizei heute?“ behan-
delt werden. Dazu waren als Ge-
sprächspartner geladen: 
– �Hartmut Seltmann, Amnesty Internati-

onal,
– �Klaus Dierker, GdP Niedersachsen,
– �Thomas Wüppesahl, BAG kritische 

Polizisten,
– �Landespolizeidirektor Knut Lindenau,                                      
– �Frank Waterstraat, evangelischer Po-

lizeiseelsorger
Die Diskussionsleitung und Frage-

stellung übernahm der Leiter des Ha-

Anzeige

melner Schillergymnasiums, Andreas 
Jungnitz. Dieser fragte die Podiumsteil-
nehmer als erstes zur Zustimmung oder 
zur Ablehnung der These „Polizei ist 
Werkzeug der Politik“ ab. Hier unter-
strich Knut Lindenau, dass Polizei-
beamte/-innen keine Werkzeuge, son-
dern lebende, denkende und vor allem 
auch nachdenkende Menschen seien. 
Für ihn stehe fest, dass unsere moderne 
Bürgerpolizei fest im demokratischen 
Rechtsstaat eingebettet ist. Pastor Wa-
terstraat formulierte zur Instrumentali-
sierungsthese ein klares Nein und ver-
wies auf den Rechtsrahmen im Grund-
gesetz und die Gewaltenteilung. „Man 
muss Gott mehr gehorchen als den 
Menschen! Was ist zu tun, was ist zu 
lassen, soll sich an einem ethischen 
Rahmen messen lassen.“ Hartmut Selt-
mann vertrat die These, dass die Polizei 
nicht besser sei als der Rest der Gesell-
schaft und sich als Menschenrechtsor-
ganisation verstehen solle. Er plädierte 
eindeutig für eine Kennzeichnungs-
pflicht aller Polizeibeamten. Klaus 
Dierker widersprach und verwies auf 
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Aus den Kreis- und Bezirksgruppen 

Termincheck
KG Heidekreis

Zu einer Informationsveranstaltung 
lädt die Gewerkschaft der Polizei, 
Kreisgruppe Heidekreis, am 26. 3. 
2014 in 29683 Fallingbostel-Jette-
bruch, Gasthaus Meyer, ein. Die Ver-
anstaltung beginnt um 13.00 Uhr. Auf 
dem Programm stehen folgende The-
men: 

Neuerungen im Niedersächsischen 
Beihilferecht, Arzneimittel im Alter (z. B. 
die Priscusliste) und allgemeine/aktuel-
le Gewerkschaftsfragen.

Für die einzelnen Sachgebiete wur-
den kompetente Fach-Referenten ein-
geladen.

Der Vorstand

Lehrgangstreffen des 8. Grundlehr-
gangs vom (1. 4. 1954 bis 

31. 3. 1955 Hann. Münden)
Alle Kollegen des 8. Grundlehrgangs 

sind herzlich eingeladen zum 60-jähri-
gen Jubiläum am 1. 4. 2014 in das Gast-
haus & Hotel Bähre, 31303 Burgdorf OT 
Ehlershausen, Ramlinger Str. 1.

Anfragen/Anmeldungen sind an Hel-
mut Treichel, Tel. 0 51 36-8 15 84 zu 
richten.

Gern auch per Mail: K.Treichel@ 
t-online.de.

Helmut Treichel

BG Göttingen – Informationsveran-
staltung zu den Themen Pflege und 

Wohnen im Alter
Die Bezirksgruppe Göttingen lädt 

herzlich ihre Senioren mit Le-
benspartnern zu den nachfolgenden 
kreisgruppenübergreifenden Veran-
staltungen ein. Referent wird Man-
fred Forreiter vom Landessenioren-
vorstand sein.
– �Für die Kreisgruppen Northeim und 

Osterode:
�Donnerstag, den 10. 4. 2014, 14.00 Uhr
– �Für die Kreisgruppen Nienburg und      

Schaumburg:
�Donnerstag, den 24. 4. 2014, 14.00 Uhr
– �Für die Kreisgruppen Hameln, Hil-

desheim und Holzminden:
�Donnerstag, den 8. 5. 2014, 14.00 Uhr

Die Veranstaltungsorte werden noch 
bekannt gegeben.

Die Durchführung ist abhängig von 
genügend Interessenbekundungen. Da-
her werden die Interessierten gebeten, 
ihre Teilnahme bis zum 30. 3. 2014 beim 

jeweiligen Seniorensprecher der Kreis-
gruppe anzukündigen.

Die Informationsveranstaltung für die 
Kreisgruppe Göttingen ist im Septem-
ber geplant. Einzelheiten werden recht-
zeitig bekannt gegeben. 

Hermann Müller,
Bezirksseniorenvorsitzender

Berichte
Polizeiball Hameln 

wieder ein toller 
Erfolg für die GdP
Fast 600 Gäste, da-

runter viele aktive Kol-
legen/-innen feierten 
bis früh in den Morgen 
das 43. große Poli-
zeifest in Hameln. 
Das kurze aber an-
spruchsvolle Artistik-
programm und beson-
ders die neue Show-
band 88 miles kamen 
sehr gut an. Impressio-
nen, Bilder und Videos 
vom Fest gibt es unter:

gdp-hameln.de/po 
lizeiball-historie.html 
oder auf Facebook 
unter: www.facebook.
com/Polizeiball.Ha 
meln

Ralf Hermes
www.VDPolizei.de

Wir brauchen dich!

Der VDP – der Verlag deiner Gewerkschaft – sucht Kollegen,
die neben Beruf oder Ruhestand Zeit und Lust für eine gut
bezahlte Tätigkeit als freiberuflicher Anzeigenverkäufer in
Niedersachsen haben.

Hilf uns, unsere Präventions- und Festschriften für die GdP
in Niedersachsen zu bewerben und herauszubringen.
Nähere Informationen erhältst du unter www.VDPolizei.de.
Oder ruf uns an unter Telefon 0211/7104-183 (Antje Kleuker).

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit dir!

VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH
Anzeigenverwaltung
Forststraße 3a, 40721 Hilden
Telefon 02 11 / 71 04-183, Frau Antje Kleuker
Antje.Kleuker@VDPolizei.de
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Die Gewerkschaft der Polizei – Landesbezirk Niedersachsen – 
trauert um folgende verstorbenen Kolleginnen und Kollegen:

Behrens, Hermann	 21. 12. 1940	 Krs.-Gr. Braunschweig
Brückner, Heinz	 26. 12. 1927	 Krs.-Gr. Bepo Braunschweig
Diekmann, Otto	   4. 11. 1923	 Krs.-Gr. Wolfenbüttel
Erhardt, Heinz	   21.   8. 1932	 Krs.-Gr. Hannover Stadt
Fischer, Rolf	   11.   1. 1939	 Krs.-Gr. Lüneburg
Krause, Karl-Heinz	   21.   8. 1961	 Krs.-Gr. Aurich
Kumlehn, Sonja	   27.   8. 1956	 Krs.-Gr. Hameln-Pyrmont
Lietz, Horst	     8.   6. 1939	 Krs.-Gr. Braunschweig
Ludwig, Karl	 25. 12. 1924	 Krs.-Gr. Braunschweig
Richter, Norbert	   23.   3. 1935	 Krs.-Gr. Osnabrück
Schneider, Uwe	     4.   7. 1947	 Krs.-Gr. Ammerland
Ulrich, Reinhard	   25.   5. 1943	 Krs.-Gr. Salzgitter
Voelker, Wilhelm	   15.   9. 1939	 Krs.-Gr. Emsland
Werner, Bruno	 24. 10. 1925	 Krs.-Gr. Emsland

  
Wir werden ihr Andenken in Ehren halten

Nachrufe

Anzeige

Suche zwecks Länderwechsel 
für sofort einen Tauschpartner aus 
Niedersachsen, der sich nach Bre-
men versetzen lassen möchte. Bin 
selbst als PK (A 9) bei der Schutz-
polizei tätig. Weitere Details per 
Mail oder Telefon.

Kontaktaufnahme bitte über:
ycelik@gmx.de


